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Vorbemerkung 

Die BVMB unterstützt ausdrücklich das Ziel, Biodiversität zu schützen, natürliche 
Lebensgrundlagen zu erhalten und einen ausgewogenen Interessenausgleich zwischen 
Natur- und Infrastrukturbelangen herzustellen. Allerdings sehen wir insbesondere bei den 
vorgesehenen Regelungen zum „überragenden öffentlichen Interesse“ sowie bei der 
Definition der „Natürlichen Infrastruktur“ erheblichen Klarstellungs- und 
Nachbesserungsbedarf.  

Konkurrenz zweier „überragender öffentlicher Interessen“ vermeiden 

Besonders kritisch bewerten wir die Einführung eines eigenständigen „überragenden 
öffentlichen Interesses“ für bestimmte Naturschutzbelange in § 1 Abs. 1a BNatSchG-E. 
Dieses soll unter anderem für Nationalparke, Naturschutzgebiete, Kernzonen von 
Biosphärenreservaten sowie Moore und Wiedervernässungsmaßnahmen gelten.  

Damit entsteht ein Spannungsverhältnis zum erst kürzlich beschlossenen Infrastruktur-
Zukunftsgesetz, das seinerseits bestimmte Verkehrs- und Infrastrukturvorhaben in das 
überragende öffentliche Interesse gestellt hat, um Planungs- und Genehmigungsverfahren 
spürbar zu beschleunigen. Aus Sicht der BVMB droht der vorliegende Gesetzentwurf, diese 
dringend benötigten Beschleunigungswirkungen wieder abzuschwächen. Wo zwei 
gesetzlich bestimmte „überragende öffentliche Interessen“ aufeinandertreffen, fehlt eine 
klare Kollisionsregel, die Rechtssicherheit schafft und den Genehmigungsbehörden eine 
eindeutige Abwägungsgrundlage an die Hand gibt.  

Bereichsausnahme richtig – aber nicht weit genug 

Zwar sieht der Entwurf eine Bereichsausnahme vor, wonach das neue 
naturschutzrechtliche Abwägungsgewicht nicht für Vorhaben gilt, die bereits vor 
Inkrafttreten des Gesetzes als Vorhaben im überragenden öffentlichen Interesse eingestuft 
wurden oder solche, die aus dem Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität 
finanziert werden. Diese Regelung halten wir grundsätzlich für richtig. Sie greift jedoch zu 
kurz. Der Vorrang muss auch für zukünftige Infrastrukturprojekte gelten, die der 
Gesetzgeber nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ebenfalls als Vorhaben im überragenden 
öffentlichen Interesse definiert. Andernfalls werden neue Zielkonflikte geschaffen, statt 
bestehende Verfahren zu vereinfachen.  

Dazu ist es erforderlich, das Infrastruktur-Zukunftsgesetz ausdrücklich in die gesetzliche 
Aufzählung der Vorhaben mit bereits festgestelltem überragendem öffentlichen Interesse 
aufzunehmen. Nur so kann sichergestellt werden, dass die mit dem Infrastruktur-
Zukunftsgesetz beabsichtigten Beschleunigungswirkungen nicht durch nachgelagerte 
naturschutzrechtliche Abwägungskonflikte wieder relativiert werden. Die Erhaltung und 
Modernisierung der Verkehrs- und Versorgungsinfrastruktur ist eine gesamtstaatliche 
Aufgabe von herausragender Bedeutung und muss auch künftig rechtssicher und ohne 
zusätzliche Abwägungshürden umgesetzt werden können. Eine entsprechende 
Klarstellung würde Planungssicherheit schaffen, Rechtsstreitigkeiten vermeiden und 
verhindern, dass zwei gesetzlich definierte „überragende öffentliche Interessen“ in 
Konkurrenz zueinander treten 
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Darüber hinaus bleibt unklar, welche praktischen Auswirkungen die Aufwertung 
naturschutzrechtlicher Belange auf Infrastrukturvorhaben haben wird, die nicht unter den 
Tatbestand des überragenden öffentlichen Interesses fallen. Gerade bei Straßen- und 
Schienenprojekten, die durch oder entlang ökologisch sensibler Räume verlaufen, drohen 
zusätzliche und komplexere Abwägungsprozesse. Dies steht im Widerspruch zum 
politischen Ziel beschleunigter Planungs- und Genehmigungsverfahren und birgt die 
Gefahr erheblicher Verzögerungen bei dringend erforderlichen Modernisierungs- und 
Erhaltungsmaßnahmen der Verkehrsinfrastruktur.  

Legaldefinition der „Natürlichen Infrastruktur“ zu ausufernd 

Kritisch sehen wir zudem die Ausgestaltung der „Natürlichen Infrastruktur“ nach § 20a 
BNatSchG-E. Die gesetzliche Flächenkulisse umfasst eine Vielzahl unterschiedlicher Schutz- 
und Potenzialflächen, darunter Schutzgebiete, Moorböden, Auen, Lebensraumkorridore 
und weitere naturschutzfachlich bedeutsame Bereiche. Die Legaldefinition enthält 
zahlreiche unbestimmte Rechtsbegriffe und erfasst potenziell einen erheblichen Anteil der 
Flächen in Deutschland. Dadurch entstehen erhebliche Rechtsunsicherheiten für 
Vorhabenträger hinsichtlich der Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen zusätzliche 
Anforderungen oder Kompensationspflichten ausgelöst werden.  

Weiterhin sieht § 15 Abs. 3b BNatSchG-E vor, dass sich bei Eingriffen in Flächen der 
„Natürlichen Infrastruktur“ der biotopwertbezogene Kompensationsbedarf pauschal um 
20 Prozent erhöht. Diese Regelung begegnet aus Sicht der BVMB erheblichen Bedenken. 
Sie führt unmittelbar zu einer Verteuerung von Infrastruktur- und Bauvorhaben und bindet 
zusätzliche finanzielle Mittel, die vor dem Hintergrund ohnehin knapper öffentlicher 
Haushalte an anderer Stelle fehlen. Gleichzeitig droht sie, dringend notwendige 
Investitionen in die Modernisierung und Erhaltung der Verkehrsinfrastruktur weiter zu 
erschweren. Besonders kritisch ist, dass der vorgesehene Aufschlag unabhängig von Art, 
Umfang und tatsächlicher Eingriffsintensität pauschal erhoben werden soll. Eine solche 
undifferenzierte Regelung wird den konkreten Gegebenheiten des Einzelfalls nicht gerecht 
und schafft zusätzliche Belastungen, ohne dass ein entsprechender naturschutzfachlicher 
Mehrwert nachgewiesen wird.  

Sukzessive Verknappung von Flächen 

Zudem führt der Gesetzentwurf zu einer weiteren Verknappung von Flächen, die für die 
Versorgung mit heimischen Rohstoffen und damit für die Umsetzung dringend benötigter 
Infrastrukturvorhaben unverzichtbar sind. Die Gewinnung von Sand und Kies findet 
naturgemäß dort statt, wo die Lagerstätten vorhanden sind – und diese liegen häufig in 
Bereichen, die künftig als „Natürliche Infrastruktur“ eingestuft werden könnten. Gleiches 
gilt für die Suche, Genehmigung und den Betrieb geeigneter Deponiestandorte, die 
bereits heute mit erheblichen naturschutzrechtlichen Anforderungen verbunden sind.   

Die vorgesehene Ausweitung der Natürlichen Infrastruktur sowie der zusätzliche 
Kompensationsaufschlag von 20 Prozent für Eingriffe auf diesen Flächen verschärfen den 
ohnehin bestehenden Flächenmangel weiter und führen zu steigenden Kosten für 
Kompensationsmaßnahmen. Gleichzeitig erschweren sie die Gewinnung jener Rohstoffe, 
die für den Ausbau und die Sanierung von Verkehrswegen, Brücken, Wohngebäuden 
sowie Energie- und Versorgungsinfrastrukturen benötigt werden.  
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Ausnahmetatbestand für die heimische Rohstoffgewinnung 

Vor diesem Hintergrund sollte geprüft werden, ob die heimische Rohstoffgewinnung 
aufgrund ihrer systemrelevanten Bedeutung für die Versorgungssicherheit sowie für den 
Infrastruktur-, Wohnungs- und Wirtschaftsstandort Deutschland ebenfalls als Vorhaben von 
überragendem öffentlichem Interesse anerkannt werden sollte. Zumindest bedarf es eines 
sachgerechten Ausnahmetatbestands, der verhindert, dass notwendige 
Rohstoffgewinnungs- und Deponievorhaben gegenüber anderen im Gesetz privilegierten 
Infrastrukturvorhaben strukturell benachteiligt werden. Nur so kann sichergestellt werden, 
dass der Ausbau der Natürlichen Infrastruktur nicht zulasten der materiellen Grundlage für 
den Bau der technischen Infrastruktur erfolgt. 

Entwertung durch Aufschlag 

Darüber hinaus schwächt die pauschale Erhöhung die vom Gesetzgeber vorgesehene 
Ersatzzahlung als gleichwertige Alternative zur Realkompensation. Gerade das 
Infrastruktur-Zukunftsgesetz verfolgt das Ziel, Planungs- und Genehmigungsverfahren zu 
beschleunigen und dort pragmatische Lösungen zu ermöglichen, wo geeignete 
Kompensationsflächen nicht oder nur eingeschränkt zur Verfügung stehen. Ein pauschaler 
Kostenaufschlag konterkariert dieses Ziel und mindert die Attraktivität des Instruments 
erheblich.  

Die BVMB fordert daher, den vorgesehenen 20-Prozent-Aufschlag ersatzlos zu streichen. 
Sollte der Gesetzgeber an einer zusätzlichen Kompensationsverpflichtung festhalten 
wollen, muss diese zumindest verursachungsgerecht ausgestaltet werden. Maßstab dürfen 
nicht pauschale Zuschläge sein, sondern die tatsächlich nachweisbaren Mehrkosten und 
naturschutzfachlichen Anforderungen der konkreten Kompensationsmaßnahme. Nur so 
lassen sich Verhältnismäßigkeit, Akzeptanz und Rechtssicherheit gewährleisten. 

Planungsbeschleunigung und Naturschutz in Einklang bringen 

Die BVMB fordert daher, die Regelungen so auszugestalten, dass Beschleunigungserfolge 
des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes nicht durch neue Abwägungshürden konterkariert 
werden. Insbesondere bedarf es einer klaren gesetzlichen Kollisionsregel für Fälle 
konkurrierender überragender öffentlicher Interessen sowie einer präziseren, 
rechtssicheren Eingrenzung der Flächenkulisse der „Natürlichen Infrastruktur“. 

Nur wenn Umwelt-, Klima- und Infrastrukturziele gleichermaßen berücksichtigt werden und 
Verfahren zugleich rechtssicher sowie praktikabel bleiben, kann der dringend notwendige 
Modernisierungs- und Investitionskurs bei Straßen, Schienen und weiteren Infrastrukturen 
erfolgreich fortgesetzt werden. Naturschutz und Infrastruktur dürfen nicht gegeneinander 
ausgespielt werden – beides sind unverzichtbare Voraussetzungen für einen 
leistungsfähigen und zukunftsfähigen Standort Deutschland. 
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Über uns 

Die BVMB ist ein bundesweit tätiger, tarifpolitisch ungebundener Wirtschaftsverband, der 
die Wirtschafts-, Markt- und Wettbewerbsinteressen seiner mittelständischen 
Mitgliedsunternehmen auf politischer Ebene sowie gegenüber Auftraggebern aus allen 
Baubereichen vertritt. Bereits seit 1964 setzt sich die Bundesvereinigung Mittelständischer 
Bauunternehmen e.V. (BVMB) für die Interessen der mittelständischen Bauwirtschaft ein. 
Unsere Mitgliedsunternehmen erwirtschaften mit ihren insgesamt mehr als 250.000 
Mitarbeitern ein Umsatzvolumen von rund 30 Mrd. Euro pro Jahr. Aufgrund der Strukturen 
unserer Mitgliedsunternehmen – von kleineren und größeren – bis hin zu sehr großen 
Straßen-, Brücken-, Hoch-, Erd-, Gleisbau- oder Bahnsicherungsunternehmen sowie deren 
Lieferanten, deckt die BVMB einen Großteil des Spektrums der deutschen Bauwirtschaft 
ab.  
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